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Kleine Anfrage 8584 
 
der Abgeordneten Marcel Hafke und Alexander Steffen   FDP 
 
 
„Coesfelder Liste“: Wie hoch ist die Zahl vollziehbar ausreisepflichtiger Personen in 
den einzelnen Kommunen? 
 
 
Ein handlungsfähiger Rechtsstaat zeichnet sich nicht allein durch klare gesetzliche Regeln 
aus. Entscheidend ist, dass rechtskräftige Entscheidungen auch tatsächlich umgesetzt 
werden. Dies gilt insbesondere für das Aufenthaltsrecht. Wer nach Abschluss der 
vorgesehenen rechtlichen Verfahren vollziehbar ausreisepflichtig ist und keine rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründe einer Aufenthaltsbeendigung entgegenstehen, muss das 
Bundesgebiet verlassen. 
 
Die aktuelle Debatte um die sogenannte „Coesfelder Liste“ hat den Blick auf die praktische 
Umsetzung dieser staatlichen Aufgabe in den Kommunen gelenkt. Nach Medienberichten 
hatte die Zentrale Ausländerbehörde Coesfeld der Stadt Köln im November 2024 
Unterstützung bei der Beschaffung von Rückreisedokumenten für rund 500 vollziehbar 
ausreisepflichtige Personen aus Westbalkanstaaten angeboten.1 Die Stadt Köln nahm dieses 
Angebot nicht an. Bis heute konnte nach Medienberichten nicht beziffert werden, wie viele der 
betroffenen Personen inzwischen ausgereist oder zurückgeführt worden sind. 
 
Der Vorgang wirft über den konkreten Fall hinaus grundsätzliche Fragen zur landesweiten 
Verteilung vollziehbar ausreisepflichtiger Personen und zum tatsächlichen Vollzug des 
Aufenthaltsrechts auf. Für eine sachgerechte Bewertung ist nicht allein die Gesamtzahl der 
vollziehbar ausreisepflichtigen Personen in Nordrhein-Westfalen relevant. Entscheidend ist 
auch, wie sich diese Personen auf die Zuständigkeitsbereiche der einzelnen 
Ausländerbehörden verteilen, wie sich die Zahlen in den vergangenen Jahren entwickelt 
haben und wie lange die jeweilige Ausreisepflicht bereits besteht. 
 
Nach § 13 der Verordnung über Zuständigkeiten im Ausländerwesen (ZustAVO) nehmen die 
unteren Ausländerbehörden grundsätzlich die Aufgaben der Ausländerbehörden nach dem 
Aufenthaltsrecht und dem Asylrecht wahr, soweit keine besonderen Zuständigkeiten bestimmt 
sind. Die örtliche Zuständigkeit richtet sich gemäß § 14 ZustAVO insbesondere nach einer 
räumlichen Beschränkung oder Wohnsitzauflage sowie ansonsten grundsätzlich nach dem 
gewöhnlichen Aufenthalt der betreffenden Person. Die unteren Ausländerbehörden nehmen 
die ihnen übertragenen Aufgaben als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung wahr. Die 
Aufsicht über sie führen die Bezirksregierungen. 
 

 
1 Vgl. „Köln lehnte NRW-Hilfsangebot für Abschiebungen ab“, in: KStA vom 05.08.2026, abgerufen 
unter: https://www.ksta.de/koeln/koeln-lehnte-nrw-hilfsangebot-fuer-abschiebungen-ab-1341287 
(letzter Zugriff: 10.08.2026). 
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Damit trägt das Land Verantwortung dafür, dass geltendes Aufenthaltsrecht in Nordrhein-
Westfalen möglichst einheitlich vollzogen wird. Voraussetzung für eine wirksame Steuerung 
ist ein belastbarer Überblick darüber, in welchen Zuständigkeitsbereichen wie viele vollziehbar 
ausreisepflichtige Personen leben und aus welchen Gründen bestehende Ausreisepflichten 
bislang nicht vollzogen werden konnten. 
 
Von besonderer Bedeutung ist dabei die Dauer einer bestehenden Ausreisepflicht. Wenn sich 
eine vollziehbare Ausreisepflicht über mehrere Jahre verfestigt, muss nachvollziehbar sein, 
welche rechtlichen oder tatsächlichen Vollzugshindernisse bestehen. Ebenso muss erkennbar 
werden, ob sich solche Fälle in einzelnen Zuständigkeitsbereichen besonders konzentrieren. 
Eine transparente Datengrundlage ist notwendig, um strukturelle Vollzugsprobleme zu 
identifizieren, die kommunalen Ausländerbehörden gezielt zu unterstützen und 
gegebenenfalls organisatorische Konsequenzen zu ziehen. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Wie viele vollziehbar ausreisepflichtige Personen waren den einzelnen unteren 

Ausländerbehörden in Nordrhein-Westfalen jeweils zum 31. Dezember der Jahre 2022 
bis 2025 sowie zum aktuellsten verfügbaren Stichtag des Jahres 2026 zugeordnet? (bitte 
in absoluten Zahlen sowie relativ zu der jeweiligen Einwohneranzahl nach 
Ausländerbehörde und Stichtag aufschlüsseln) 

 
2. Wie viele der in Frage 1 genannten vollziehbar ausreisepflichtigen Personen verfügten 

zu den jeweiligen Stichtagen über eine Duldung? (bitte in absoluten Zahlen sowie relativ 
zu der jeweiligen Einwohneranzahl nach Ausländerbehörde und Stichtag aufschlüsseln) 

 
3. Seit welcher Dauer besteht bei den zum aktuellsten verfügbaren Stichtag vollziehbar 

ausreisepflichtigen Personen die vollziehbare Ausreisepflicht? (bitte nach 
Ausländerbehörde sowie nach einer Dauer von unter einem Jahr, einem bis unter drei 
Jahren, drei bis unter fünf Jahren sowie mindestens fünf Jahren aufschlüsseln) 

 
4. Welche Gründe stehen bei den zum aktuellsten verfügbaren Stichtag vollziehbar 

ausreisepflichtigen Personen einer Aufenthaltsbeendigung entgegen? (bitte nach 
Ausländerbehörde sowie insbesondere nach fehlenden Reisedokumenten, 
medizinischen Gründen, familiären Gründen, rechtlichen Vollzugshindernissen, 
fehlender Mitwirkung der betroffenen Person, mangelnder Kooperation des 
Herkunftsstaates sowie sonstigen Gründen aufschlüsseln) 

 
5. Wie viele vollziehbar ausreisepflichtige Personen haben den Zuständigkeitsbereich der 

einzelnen unteren Ausländerbehörden in den Jahren 2022 bis 2025 sowie im bisher 
verfügbaren Zeitraum des Jahres 2026 infolge einer freiwilligen Ausreise oder einer 
zwangsweisen Aufenthaltsbeendigung verlassen? (bitte in absoluten Zahlen sowie 
relativ zu der jeweiligen Einwohneranzahl nach Ausländerbehörde, Jahr sowie Art der 
Aufenthaltsbeendigung aufschlüsseln) 

 
 
 
Marcel Hafke 
Alexander Steffen 
 


